
Bebauungsplan „Innere Heerstraße/Paulinenstraße, TB Leibfarth-Areal“, Metzingen

Abwägung der Stellungnahmen aus §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Stellungnahme Landratsamt Reutlingen vom 20.03.2012 Abwägung

Natur- und Landschaftsschutz

Das ca. 0,8 ha große Plangebiet liegt im zentralen Innenstadtbereich und ist bereits zu

rd. ¾ bebaut bzw. neu geordnet. Lediglich im Innern des Plangebiets ist ein Teilbereich

noch unbebaut, der aber bislang als Parkplatz genutzt wird. Auf Grund der städtisch

geprägten Gebietscharakteristik war bei der Entwurfserstellung davon auszugehen, dass

weder Lebensräume noch Fortpflanzungs- und Ruhestätten wild lebender Arten nach §

44 Bundesnaturschutzgesetz berührt sind. Um jedoch ein mögliches rechtliches Risiko

auszuschließen, wurde die Anregung des Landratsamtes aufgegriffen und im Plangebiet

am 10.04.2012 und 12.04.2012 eine artenschutzrechtliche Übersichtsbegehung vom

Fachbüro Freiraumplanung Sigmund aus Grafenberg durchgeführt. Im Ergebnis wurde

in der Stellungnahme vom 13.04.2012 festgestellt, dass keine artenschutzrechtlichen

Verbotstatbestände vorliegen, da Vorkommen nach Bundesnaturschutzgesetz geschütz-

ter Arten ausgeschlossen werden konnte. Ferner konnten auch nach dem Öffnen der

bisher dicht verschlossenen Kellerräume keine Fledermäuse bzw. keine Spuren oder

Hinweise auf deren Vorkommen oder auf Quartiere festgestellt werden.

Abwägungsergebnis:

Die Anregung des Natur- und Landschaftsschutzes wurde aufgenommen und eine arten-

schutzrechtliche Übersichtsbegehung am 10.04.2012 und 12.04.2012 durchgeführt. Im

Ergebnis konnten keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände festgestellt werden.

Die Begründung des Bebauungsplans (Kapitel 7 – Umweltbelange) wird entsprechend

ergänzt.

Unabhängig vom Bebauungsplan sind bei künftigen Umbau-, Abbruchs oder Sanie-

rungsmaßnahmen an den bestehenden Gebäuden die einschlägigen Bestimmungen des

Bundenaturschutzgesetzes zu beachten.
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Bebauungsplans „Innere Heerstraße/Paulinenstraße, TB Leibfarth-Areal“, Metzingen

Abwägung der Stellungnahmen aus §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Stellungnahme Landratsamt Reutlingen vom 20.03.2012 Abwägung

Immissionsschutz

Im Vorfeld der Bebauungsplanung wurde durch das Fachbüro BIWA aus Gera ein

Schallschutzgutachten erstellt, dessen Ergebnisse in Abstimmung mit dem Gutachter in

den Festsetzungen des Bebauungsplans ihren Niederschlag fanden. Für Außenbauteile

und Aufenthaltsräume sind mittels passiver Schallschutzmaßnahmen bestimmte Anforde-

rungen der Luftschalldämmung einzuhalten. Diese Festsetzungen stellen die Erfordernis-

se gesunder Wohnverhältnisse im Plangebiet sicher. Schutzbedürftige Räume darüber

hinaus zu lärmabgewandten Seite und weniger schutzbedürftige Räume zur lärmbelaste-

ten Seite hin zu orientieren, wird zwar im Regelfall angestrebt, kann aber auf Grund der

Lage der Grundstücke/ Gebäude bzw. ihren Grundrissen nicht immer vollständig umge-

setzt werden. Eine Aufnahme dieses Grundsatzes als planungsrechtliche Festsetzung in

den Bebauungsplan erscheint daher etwas unbestimmt. Der Grundsatz soll aber wie

auch die einschlägige Regelung der VDI 2719, die unabhängig vom Bebauungsplan gilt,

im Bebauungsplan unter Kapitel C "Hinweise" aufgenommen werden.

Abwägungsergebnis:

Die Anregungen des Immissionsschutzes werden im Bebauungsplan unter Kapitel C

"Hinweise" aufgeführt.



Bebauungsplans „Innere Heerstraße/Paulinenstraße, TB Leibfarth-Areal“, Metzingen

Abwägung der Stellungnahmen aus §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Stellungnahme Landratsamt Reutlingen vom 20.03.2012 Abwägung

Jugendhilfeplanung

Das Plangebiet ist zum Großteil schon bebaut. Es handelt sich dabei um sanierte Altbau-

ten (Volkshochschule, Vereinshaus, Loftwohnen mit Gewerbe an der Paulinenstraße)

oder Neubauten an der Ulrichstraße. Für den derzeit noch unbebauten Teil setzt der

Bebauungsplan 3 Baufenster für Mehrfamilienhäuser vor. Geplant sind 3 aufgelockerte

Gebäude mit insgesamt 18 Wohneinheiten. Der Einwohnerzuwachs bewegt sich demzu-

folge in einem überschaubaren Bereich, so dass die bestehenden Kindertages- und Ju-

gendeinrichtungen dem zu erwartenden Bedarf gerecht werden.

Der nach Landesbauordnung bei der Errichtung von Gebäuden mit mehr als 2 Wohnein-

heiten erforderliche Kleinkinderspielplatz wird durch den bestehenden Spielplatz an der

Eberhardstraße abgedeckt. Spielmöglichkeiten sind damit in unmittelbarer Nähe der

Neubebauung vorhanden. Die Neubebauung wird nach der vorliegenden Projektierung

barrierefrei gestaltet. Die fußläufige Anbindung an Kindergärten und Schulen ist vorhan-

den.

Abwägungsergebnis:

Kenntnisnahme.



Bebauungsplans „Innere Heerstraße/Paulinenstraße, TB Leibfarth-Areal“, Metzingen

Abwägung der Stellungnahmen aus §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Stellungnahme RP Freiburg vom 09.03.2012 Abwägung

.



Bebauungsplans „Innere Heerstraße/Paulinenstraße, TB Leibfarth-Areal“, Metzingen

Abwägung der Stellungnahmen aus §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Stellungnahme RP Freiburg vom 09.03.2012 Abwägung

Geotechnik

Thematik ist Gegenstand der Objekt bzw.- Ausführungsplanung.

Abwägungsergebnis:

Kenntnisnahme.

Grundwasser

Thematik ist ggf. Gegenstand der Objekt bzw.- Ausführungsplanung.

Abwägungsergebnis:

Kenntnisnahme.



Bebauungsplans „Innere Heerstraße/Paulinenstraße, TB Leibfarth-Areal“, Metzingen

Abwägung der Stellungnahmen aus §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Stellungnahme RP Freiburg vom 09.03.2012 Abwägung
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Bebauungsplans „Innere Heerstraße/Paulinenstraße, TB Leibfarth-Areal“, Metzingen

Abwägung der Stellungnahmen aus §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Stellungnahme Deutsche Telekom vom 09.03.2012 Abwägung

In allen öffentlichen Verkehrsflächen werden – soweit wie möglich – geeignete und

ausreichende Leitungstrassen für die jeweiligen Versorgungsträger freigehalten.

Eine zusätzliche planungsrechtliche Sicherung findet allgemein nicht statt und ist

auch nicht erforderlich. Die Belange der jeweiligen Planungsträger finden im Zuge

der städtischen Tiefbauplanung angemessene Berücksichtigung.

Abwägungsergebnis:

Eine zusätzliche Festsetzung zu Gunsten einzelner Versorgungsträger wird nicht in

den Bebauungsplan aufgenommen.

Die bestehenden Verkehrswege zur inneren Erschließung des Plangebiets ( Eber-

hardstraße / Ulrichstraße), in denen auch die Leitungstrassen verlaufen, bleiben

erhalten. Ein weiterer Ausbau ist nicht vorgesehen. Die Leitungstrassen sind von

Baumpflanzungen freigehalten.

Abwägungsergebnis:

Kenntnisnahme.
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Bebauungsplans „Innere Heerstraße/Paulinenstraße, TB Leibfarth-Areal“, Metzingen

Abwägung der Stellungnahmen aus §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Stellungnahme Deutsche Telekom vom 09.03.2012 Abwägung

Die Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit auf privaten Grund-

stücken obliegt – sofern gewünscht – dem Leitungsträger und dem jeweiligen Ei-

gentümer. Sie ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens.

Abwägungsergebnis:

Kenntnisnahme.
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Bebauungsplans „Innere Heerstraße/Paulinenstraße, TB Leibfarth-Areal“, Metzingen

Abwägung der Stellungnahmen aus §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Stellungnahme DB Services Immobilien GmbH vom 05.03.2012 Abwägung

Im Vorfeld der Bebauungsplanung wurde durch das Fachbüro BIWA aus Gera ein

Schallschutzgutachten unter anderem auch zum Schienenverkehrslärm der ca. 45

m entfernten Bahnanlagen erstellt, dessen Ergebnisse in Abstimmung mit dem

Gutachter in den Festsetzungen des Bebauungsplans ihren Niederschlag fanden

(Vorkehrungen zum passiven Schallschutz). Um nochmals darzulegen, dass in

diesem zentralen bahnhofsnahen Bereich mit Immissionen aus dem Schienenver-

kehr zu rechnen ist, wird der Hinweis in den Bebauungsplan aufgenommen.

Abwägungsergebnis:

Unter Kapitel C des Bebauungsplans erfolgt zusätzlich folgender Hinweis:

"Immissionen aus dem Betrieb und der Unterhaltung der Eisenbahn sind entschä-

digungslos zu dulden, hierzu gehören auch Bremsstaub, Lärm und Erschütterun-

gen. Schutzmaßnahmen gegen Einwirkungen aus dem Bereich der Eisenbahn ha-

ben auf Kosten der Bauherren zu erfolgen."



Bebauungsplans „Innere Heerstraße/Paulinenstraße, TB Leibfarth-Areal“, Metzingen

Abwägung der Stellungnahmen aus §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB

Stellungnahme Bürger vom 19.03.2012 Abwägung

Geschossigkeit / Einfügen in die Umgebung

Die städtebauliche Entwicklung des sogenannten Leibfarth-Areals steht schon seit langer

Zeit in der Diskussion. Bereits im Jahr 1995 leitete der Gemeinderat ein Bebauungsplan-

verfahren ein mit dem Ziel, die gewerbliche Nutzung unter Ausschluss des isolierten

Einzelhandels beizubehalten und den Blockinnenbereich für eine konzentriertere Wohn-

bebauung zu erschließen. In den Folgejahren zeichnete sich ab, dass eine gewerbliche

Nutzung nur noch zum Teil den städtebaulichen Zielsetzungen entsprach und diese neu

überdacht werden mussten. Ein städtebaulicher Rahmenplan für das Gesamtquartier

Ulmer Straße / Innere Heerstraße wurde im Jahr 2004 erstellt. Einen rechtskräftigen

Bebauungsplan gibt es allerdings bislang noch nicht. Laut Rahmenplan waren für den

Teilbereich des Leibfarth-Areals neben der Volkshochschule und der gewerblich genutz-

ten Lagerhalle einschließlich Lofts an der Paulinenstraße vor allem Wohnnutzungen

(Mehrfamilien- und/oder Reihenhäuser in verdichteter Bauweise und einer II bzw. III-

Geschossigkeit) vorgesehen. Nach einigen Rück-, Um und Neubaußnahmen auf dem

Leibfarth-Areal in den vergangenen Jahren blieb nur der innere Teilbereich von einer

Bebauung frei, was sich jetzt durch die geplanten 3 Mehrfamilienhäuser mit III-

Vollgeschossen und zurückgesetztem Staffeldachgeschoss ändern soll. Im Bebauungs-

plan wird die Zahl der zulässigen Vollgeschosse auf III und eine maximale Gebäude-

höhe festgesetzt. Hiermit wird erreicht, dass das oberste Geschoss kleiner und damit

weniger dominant als das darunter liegende Geschoss ausfällt. Das oberste Geschoss

wird von außen als Dachgeschoss ablesbar und trägt somit zum günstigen maßstäbli-

chen Erscheinungsbild der Baukörper bei. Gebäudehöhen sowie Dachform fügen sich in

der Gesamtschau in die umgebende Bebauung ein. Auch eine laut Rahmenplan mögli-

che bauliche Nachverdichtung der Grundstücke an der Helferstraße mit zweigeschossi-

gen Einfamilien- und Doppelhäusern steht hier aus städtebaulicher Sicht nicht im Wider-

spruch.



Grenzabstände

Die nach Landesbauordnung (LBO) erforderlichen Grenzabstände gelten unberührt vom

Bebauungsplan und sind entsprechend einzuhalten. Bei der Inanspruchnahme des zum

Flurstück Nr. 97 / 98 gelegenen Baufensters (überbaubare Grundstücksfläche) mit Vor-

haben, die nach der LBO Abstandsflächen erfordern, ist dies zu beachten. Nach der

vorgestellten Projektierung liegen die erforderlichen Abstandsflächen gesetzeskonform

auf dem eigenen Grundstück. Der Nachweis ist im Baugenehmigungsverfahren zu er-

bringen.

Erdgeschossfußbodenhöhen

Die Erdgeschossfußbodenhöhen orientieren sich an den Höhen der jeweils zugeordneten

Erschließungsstraßen. Für die geplante Neubebauung im Teilbereich 3 ist die leicht an-

steigende Eberhardstraße maßgeblich (mittlere Straßenhöhe bei rd. 358,5 m NN); für die

Gebäude im Teilbereich 2 die Ulrichstraße (mittlere Straßenhöhe bei rd. 352,5 m NN).

Durch den Geländeverlauf bedingt ergibt sich zwangsweise ein Höhenversatz zwischen

der EFH im Teilbereich 3 und der Ulrichstraße . Um die Geländemodellierung verträglich

zu gestalten, sind im Bebauungsplan eigens Festsetzungen zu Geländeböschungen und

die eingeschränkte Verwendung von Stützmauern enthalten (s.a. Textteil Bebauungs-

plan Kapitel B 4, Böschungen / Stützmauern im Teilgebiet 3).

Abwägungsergebnis:

Die im Schreiben vom 19.03.2012 vorgebrachten Einwendungen (Geschossigkeit / Ein-

fügen in die Umgebung, Grenzabstände, Erdgeschossfußbodenhöhen) begründen wie in

den obigen Ausführungen dargelegt keine Änderungen des Bebauungsplanentwurfs.


